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die alle mit einer verantwortlichen Person besetzt 
waren. Er mußte in bezug auf die Einhaltung von 
Arbeitsschutzanordnungen sich im wesentlichen auf Be­
lehrungen, Instruktionen und Kontrollen beschränken; 
damit ist er aber seiner Pflicht, für Einhaltung der 
Arbeitsschutzanordnungen zu sorgen, nachgekommen. 
Es kann deshalb auch nicht davon gesprochen werden, 
L. habe die Dinge dem Selbstlauf überlassen, wie mit 
dem Kassationsantrag ausgeführt ist. Nach alledem ist 
der Angeklagte L. im Ergebnis richtig von der Anklage 
der fahrlässigen Tötung in Tateinheit mit der Ver­
letzung von Arbeitsschutzvorschriften freigesprochen 
worden. Der Kassationsantrag war daher in bezug auf 
den Angeklagten L. zurückzuweisen.

Dagegen beruht der Freispruch des Angeklagten K. 
auf einem Rechtsirrtum des Kreisgerichts.

Auch diesem Angeklagten oblag nach § 2 Abs. 2 der 
VO zum Schutze der Arbeitskraft die Pflicht, für die 
Durchführung und Einhaltung der Maßnahmen zum 
Schutze für Leben und Gesundheit der ihm unter­
stellten Arbeiter zu sorgen. Er hatte die unmittelbare 
Aufsicht und Kontrolle über die von seiner Brigade 
zu leistende Arbeit. Der Angeklagte kannte auch die 
ASAO 151. Als er den Auftrag des Angeklagten L. er­
hielt, bei Bedarf Kies aus der Grube zu entnehmen, 
schickte er zunächst den Arbeiter H. in die Grube, 
um deren Zustand festzustellen. Danach beauftragte 
er eine Gruppe Arbeiter, am 17. Mai 1957 die Grube 
entsprechend der ASAO 151 herzurichten, was auch 
unter seiner Leitung geschah. Insoweit hat sich der 
Angeklagte entsprechend den ihm obliegenden Pflich­
ten verhalten. Dem Kreisgericht muß auch darin 
zugestimmt werden, daß er nach § 37 ASAO 151 das 
Recht hatte, die Untersuchung der Kiesgrube einem 
geeigneten, zuverlässigen und erfahrenen Arbeiter 
seiner Brigade zu übertragen. Unrichtig ist jedoch die 
Feststellung des Kreisgerichts, der vom Angeklagten 
am 22. Mai 1957 mit der Einhaltung von Arbeits­
schutzvorschriften beauftragte Arbeiter H. sei zu­
verlässig gewesen. Nach dem Protokoll über die 
Hauptverhandlung war dem Angeklagten K. bekannt, 
daß H. nicht viel von Arbeitsschutzbelehrungen hielt 
und am 22. Mai nach einer nochmaligen Instruktion 
äußerte: „Du alter Affe, was kann denn schon passie­
ren“. Auch der Zeuge M. bekundete, daß H. „über­
haupt immer alles besser wissen“ wollte. Der Ange­
klagte K. hätte erkennen müssen, daß H., zumal er 
schon seit 1951 in der von ihm geleiteten Brigade 
arbeitete, nicht genügend zuverlässig war, die gern. 
§ 37 ASAO 151 erforderliche Untersuchung der Kies­
grube einwandfrei durchzuführen. K. hätte deshalb 
einen geeigneten Arbeiter beauftragen oder aber sofort 
bei Arbeitsbeginn die Grube besichtigen müssen. Außer­
dem wußte er, daß noch andere Betriebe und Personen 
der Grube Kies entnahmen, sich also die Abbauverhält­
nisse auch dann änderten, wenn seine Brigade nicht 
dort arbeitete.

Nach alledem hat der Angeklagte durch seine Unter­
lassung gegen § 2 Abs. 2 der VO zum _ Schutze der 
Arbeitskraft in Verbindung mit § 37 ASAO 151 ver­
stoßen. Er ist deshalb nach § 45 der VO zum Schutze 
der Arbeitskraft zu bestrafen. Dieses Verhalten war 
auch ursächlich für den eingetretenen Tod des Arbei­
ters H. Hätte der Angeklagte einen zuverlässigen 
Arbeiter mit der Untersuchung betraut oder hätte er 
den Abbau selbst beaufsichtigt, dann wäre die Grube 
entsprechend den Vorschriften der ASAO 151 her­
gerichtet worden und der Unfall wäre nicht geschehen. 
Das Kreisgericht hätte den Angeklagten, da der töd­
liche Unfall durch sein fahrlässiges Unterlassen 
herbeigeführt worden ist, wegen fahrlässiger Tötung 
(§ 222 StGB) in Tateinheit mit Verstoß gegen § 45 der 
VO zum Schutze der Arbeitskraft verurteilen müssen.

Der Umstand, daß die drei Arbeiter die Gefahr in 
der Kiesgrube, die durch den Überhang drohte, er­
kannt hatten und demzufolge gern. § 42 ASAO 151 
nicht die Arbeit aufnehmen durften, ist, ebenso wie 
die Tatsache,' daß der mit der Untersuchung der Grube 
betraute H. sich gröblich leichtfertig gegenüber den 
Hinweisen der mit ihm in der Kiesgrube beschäftigten 
Arbeiter Sch. und M. verhalten hat, bei der Fest­
setzung der Strafe weitgehend zu beachten. In diesem

Zusammenhang ist ferner zu berücksichtigen, daß der 
Angeklagte K. bisher sorgfältig die Einhaltung der 
Arbeitsschutzanordnungen beachtet hat und seine 
Brigade deswegen bereits ausgezeichnet worden ist.

§ 200 StPO.
Die Erteilung einer Weisung zur Beiziehung eines 

psychiatrischen Gutachtens ist nur zulässig, wenn sich 
entweder aus der persönlichen Entwicklung des Täters 
und seinem Verhalten oder aus den Umständen, unter 
denen die Straftat' erfolgte, Anhaltspunkte ergeben, 
die Zweifel an der vollen Zurechnungsfähigkeit des 
Angeklagten aufkommen lassen.

OG, Urt. vom 11. April 1958 - 3 Zst III 14/58.

Das Kreisgericht P. verurteilte am 3. Dezember 1957 den 
Angeklagten B. wegen Unzucht unter Ausnutzung eines 
Abhängigkeitsverhältnisses (§ 174 Abs. 1 StGB) in Tat­
einheit mit Unzucht mit Kindern (§ 176 Abs. 1 Ziff. 3 StGB).

Gegen diese Entscheidung legte der Angeklagte Berufung 
ein. Das Bezirksgericht P. hob daraufhin durch Urteil vom 
6. Januar 1958 die Entscheidung des Kreisgerichts auf und 
gab diesem u. a. die Weisung, den Angeklagten durch 
einen Psychiater untersuchen zu lassen, damit auch eine 
Beurteilung der Persönlichkeit und strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit des Angeklagten von medizinischer Seite 
erfolge, insbesondere zu der Frage, ob der Angeklagte in 
der Lage sei, seinen Willen gegenüber seinen Trieben 
durchzusetzen.

Dem Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts war stattzugeben.

Aus den G r ü n d e n :  s
Die Anforderung eines psychiatrischen Gutachtens zu 

der Frage, inwieweit der Angeklagte in der Lage ist, 
nach seiner Einsicht in das Verwerfliche seines Tuns 
zu handeln, setzt voraus, daß sich entweder aus der 
persönlichen Entwicklung des Angeklagten und seinem 
Verhalten oder aus den Umständen, unter denen die 
Straftat begangen wurde, Anhaltspunkte ergeben, die 
Zweifel an der vollen Zurechnungsfähigkeit des An­
geklagten Aufkommen lassen. Nur wenn bei einem 
Täter Anhaltspunkte für eine geistige Störung vor­
liegen, ist eine psychiatrische Untersuchung erforder­
lich. Die Tatsache, daß ein Mensch willensmäßig seine 
triebhaften Neigungen nicht zu beherrschen vermag, 
hat nur in den seltensten Fällen eine krankhafte, auf 
geistigen Defekten beruhende Ursache. Charakterliche 
Haltlosigkeit ist häufig der Grund für die Begehung 
von Straftaten, ohne daß dabei die uneingeschränkte 
strafrechtliche Verantwortlichkeit der Täter in Zweifel 
gezogen werden könnte. Entsteht jedoch der Verdacht 
einer mangelnden Einsichtsfähigkeit in ein strafrecht­
lich relevantes Verhalten, ist zu prüfen, ob zur Zeit der 
Tat eine Bewußtseinsstörung, krankhafte Störung der 
Geistestätigkeit oder Geistesschwäche Vorgelegen hat, 
die die Zurechnungsfähigkeit ausgeschlossen oder er­
heblich vermindert haben. Der Angeklagte selbst hat 
Behauptungen in dieser Richtung nie aufgestellt. Das 
Vorbringen des Verteidigers vermag bestenfalls darzu­
tun, daß der Angeklagte, trotz seiner 22 Lebensjahre, 
in sexueller Hinsicht noch recht unerfahren ist. Dies 
ist jedoch bei Menschen dieses Alters nichts derart 
Außergewöhnliches, daß sich daraus Schlußfolgerungen 
auf möglicherweise bestehende geistige Defekte her­
leiten lassen. Das Bezirksgericht hätte deshalb nicht 
die Beiziehung eines psychiatrischen Gutachtens an­
ordnen dürfen, sondern über die Berufung des Ange­
klagten auf der Grundlage der vom Kreisgericht ge­
troffenen Feststellungen entscheiden müssen. Die 
insoweit erteilte Weisung stellt eine Verletzung des 
§ 200 StPO dar, weil das Bezirksgericht/ damit eine 
ungerechtfertigte und überspitzte Forderung zur Erfor­
schung der Wahrheit an das Kreisgericht gestellt hat.

§ 9 StEG.
Die Rücknahme des Schadensersatzantrags des Ge­

schädigten im Strafverfahren rechtfertigt kein Absehen 
von Strafe gern. § 9 Ziff. 2 StEG.

BG Rostock, Urt. vom 15. April 1958 — 3 BSB 82/58.

Die 24jährige Angeklagte ist wegen Diebstahls und Ver­
breitung von Geschlechtskrankheiten zu einer Zuchthaus­
strafe verurteilt worden. Sie hat diese Strafe verbüßt.
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